
Die Menschheit dürstet nach 
Wissen über das Leben auf an­
deren Planeten. Wahrscheinlich 
werden wir darüber aber nie et­
was erfahren. Zwar sind Hun­
derttausende bereit, ihr irdi­
sches Leben an den Nagel zu 
hängen und ein Ticket zum 
Mars zu buchen, aber vorberei­
tende Isolationsexperimente ha­
ben gezeigt, dass sich die künf­ben gezeigt, dass sich die künf­ben gezeigt, dass sich die künf
tigen Raumfahrer so verhalten 
wie von den Eltern durch Beruf 
und Umzug getrennte Kinder. 
Erst rufen Letztere täglich an, 
dann einmal im Monat und ir­
gendwann reißt der Kontakt ab. 

Zum Mars braucht das Funk­
signal überdies etwa 20 Minu­
ten. Das macht bei zweimal 
„Hallo“ schon fast eine Drei­
viertelstunde. Da vergeht 
einem das Quasseln.

Und siehe da, die 
Marsianer in spe reden 
während der Experi­
mentierphase mit der 
Basisstation immer lust­
loser, besprechen ihre Pro­
bleme nur noch untereinander, 
werden einander ähnlicher und 
somit zur selbstständigen Ein­
heit. Geht es dann wirklich in 
die Ferne, bekommt das Wort 

„Marsmenschen“ eine neue, 
nein, seine eigentliche Bedeu­
tung. Und weil sich Menschen 
ja nicht grundsätzlich ändern, 

werden Science­Fic­
tion­Fantasien zur Reali­

tät. Wie bei „Mars At­
tacks!“ werden die ins 
All Entsandten bald ki­
chernd angeflogen kom­

men, erst die Willkom­
mens­Friedenstaube erle­

gen, dann uns. Und nichts wer­
den sie uns vorher erzählen 
über das Leben auf dem Mars. 
So traurig kann Forschung 
manchmal sein. André Bochow
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Mit Tränengas und Wasserwerfern gegen Mi-
granten: An der belarussisch-polnischen Grenze 
ist die Lage zeitweise eskaliert. Migranten warfen 

Steine, es gab Verletzte. Eine Lösung ist nicht in 
Sicht. Kritik erntete Kanzlerin Angela Merkel we-
gen eines Telefonats mit dem belarussischen 

Machthaber Alexander Lukaschenko: Damit habe 
sie die dessen illegale Wahl legitimiert, monieren 
die Grünen. Foto: L. Shcheglov/BelTA/AP/dpa

Eskalation an der Grenze

D ie Mehrheit der Men­
schen in Baden­Würt­Würt­ ­
temberg ist gegen ein 
Ende des Verbren­

nungsmotors bis zum Jahr 2030. 
Das geht aus der neuesten Aus­
gabe des BaWü­Checks hervor, 
einer gemeinsamen Umfrage 
der baden­württembergischen 
Tageszeitungen. Demnach 
spricht sich mehr als die Hälfte 
der Befragten (56 Prozent) da­
gegen aus, dass ab 2030 keine 
neuen Autos mit Benzin­ oder 
Dieselantrieb zugelassen wer­
den. Dafür ist nur ein Viertel der 
Befragten.

Große Unterschiede gibt es 
bei der Bewertung des Verbren­
ner­Endes zwischen Land­ und 
Stadtbewohnern: Wäh­
rend in den Großstädten 
nur 47 Prozent gegen ein 
Ende des Verbrennungs­
motors sind, ist die Ab­
lehnung auf dem Land 
deutlich höher: Fast zwei 
Drittel der Befragten (64 
Prozent) sind dagegen.

Ein möglicher Grund 
für dieses Ergebnis könnte die 
Sorge der Menschen sein, dass 
sie durch Klimaschutzmaßnah­
men stärker finanziell belastet 

werden. Gut die Hälfte der Be­
fragten rechnet damit, dass 
Maßnahmen zum Klimaschutz 

in den kommenden Jah­
ren eine große finanziel­
le Belastung werden. Bei 
Menschen, die aktuell 
stark von Preissteigerun­
gen betroffen sind, rech­
nen sogar 68 Prozent da­
mit.

Und obwohl 55 Pro­
zent der Befragten der 

Meinung sind, die neue Bundes­
regierung müsse sich besonders 
um den Umwelt­ und Klima­
schutz kümmern, ist der eigene 

Geldbeutel wohl die Grenze: 
Mehr als die Hälfte der Befrag­
ten (53 Prozent) ist der Umfra­
ge zufolge nicht bereit, für den 
Klimaschutz höhere Energie­
preise zu bezahlen. Nur gut je­
der Vierte wäre bereit, für den 
Klimaschutz auch tiefer ins Por­
temonnaie zu greifen.

Das könnte auch damit zu­
sammenhängen, dass sich die 
Mehrheit der Befragten durch 
die Preissteigerungen der ver­
gangenen Monate stark oder 
sehr stark belastet fühlt.
Kommentar und
Südwestumschau

Menschen im Land wollen 
Verbrennungsmotor behalten
Politik Nur 25 Prozent der Befragten sprechen sich in einer Umfrage für ein Ende von 
Benziner und Diesel bis 2030 aus. Viele fürchten finanzielle Belastungen. Von David Nau

Stuttgart. Baden­Württembergs ­Württembergs ­
Ministerpräsident Winfried 
Kretschmann (Grüne) schließt 
angesichts der dramatischen 
Corona­Lage einen erneuten 
Lockdown nicht aus. Man habe 
das Stand heute nicht vor und 
halte an der 2G­Regel fest, sag­
te Kretschmann am Dienstag in 
Stuttgart. „Ob wir nochmal in 
die Situationen kommen, dass 
wir noch weitergehen müssen, 

hängt auch von den Auffri­
schungsimpfungen ab.“ Er hof­schungsimpfungen ab.“ Er hof­schungsimpfungen ab.“ Er hof
fe nicht, dass es nochmal zu ei­
ner solchen Lage komme. „Aber 
ausschließen kann man wirklich 
nichts.“ Es könne sein, dass man 
die Größe von Veranstaltungen 
allgemein begrenze.

Das Land pocht daher mit 
Blick auf das Auslaufen der epi­
demischen Lage nationaler 
Tragweite auf eine andauernde 

Rechtsgrundlage für Ausgangs­
beschränkungen. Diese seien 
nach dem neuen Entwurf der 
„Ampel“ für das Infektions­
schutzgesetz nicht mehr mög­
lich, hieß es in Regierungskrei­
sen. Auch Ausgangsbeschrän­
kungen nur für Ungeimpfte sei­
en demnach nicht mehr möglich. 
Ein Hauptziel des Landes bei 
der Ministerpräsidentenkonfe­
renz am Donnerstag sei, eine 

ausreichende Rechtsgrundlage 
zu erreichen. Das Auslaufen der 
epidemischen Lage komme 
zweifelsohne zu früh, kritisier­
te Kretschmann.

In Baden­Württemberg gilt ­Württemberg gilt ­
von Mittwoch an die „Alarmstu­
fe“ mit weitreichenden Ein­
schränkungen für Ungeimpfte 
und 2G­Regeln im öffentlichen 
Leben. dpa
Südwestumschau

Kretschmann fürchtet neuen Lockdown
Pandemie Die Alarmstufe gilt – doch schärfere Maßnahmen seien nicht auszuschließen.
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Vertrag soll 
bald stehen

Berlin. Die mögliche künftige 
Ampel­Koalition hält am Plan 
fest, kommende Woche einen 
Koalitionsvertrag vorzulegen. 
Das teilten die Generalsekretä­
re von SPD, Grünen und FDP in 
Berlin mit. Alle drei äußerten 
sich zufrieden mit dem Stand 
der Verhandlungen – auch die 
Grünen, aus deren Reihen zu­
letzt Kritik zur Klimapolitik ge­
kommen war. „Ich bin mit vie­
len der erreichten Zwischen­
stände zufrieden“, sagte Grü­
nen­Bundesgeschäftsführer 
Michael Kellner. Es sei „noch 
manches dickes Brett zu boh­
ren.“ Es gehe aber voran. dpa

Ampel Die Parteien 
wollen nächste Woche 
ein Papier vorlegen.

D ie Umfrageergebnisse 
des BaWü­Checks 
scheinen auf den ers­
ten Blick trivial: Nie­

mand bezahlt gerne mehr, und 
niemand trennt sich gern von 
Vertrautem. Höhere Energie­
preise für den Klimaschutz, 
das Aus für den Verbrenner 
schon 2030? Dafür gibt es im 
Land keine Mehrheiten.

Doch was auf den ersten 
Blick banal wirkt, offenbart ein 
grundsätzliches Problem der 
Politik. In dem drängenden 
und richtigen Wunsch, die 
Welt vor der Klima­Katastro­
phe zu bewahren, vergessen 
die zukünftigen Ampelkoaliti­
onäre, dass es nicht genügt, 
ein oftmals gutverdienendes 
Publikum von den eigenen An­
sichten zu überzeugen. Die 
Weisheit mag überstrapaziert 
sein, falsch ist sie dennoch 
nicht: Man muss die Menschen 
mitnehmen und sie nicht stän­
dig  moralisch unter Druck 
setzen. Der Wandel hin zu ei­
ner ökologischen Gesellschaft 
muss nicht nur sinnvoll sein, 
er muss bezahlbar für alle blei­
ben und vielleicht sogar ein 
wenig Spaß machen.

Ob das in die moralinsaure 
Welt einiger Überzeugungstä­
ter in den Parteien passt, 
scheint angesichts etlicher Äu­
ßerungen fraglich. Doch an­
ders lassen sich die Köpfe und 
vor allem die Herzen der Men­
schen nicht gewinnen.

Banale 
Wahrheit

Kommentar
Ulrich Becker
zu den Ergebnissen 
des BaWü-Checks

BaWü-
Check

Österreich
Kliniken bereiten 
Triage vor
Salzburg. Die Krankenhaus­Ver­Ver­ ­
sorgung im österreichischen 
Bundesland Salzburg steht we­
gen der angespannten Corona ­
Lage auf der Kippe. Die Landes­
kliniken gaben am Dienstag be­
kannt, dass ein Triage­Team zu­Team zu­ ­
sammengestellt werde, weil die 
Behandlung aller Patienten nach 
geltenden Standards bald nicht 
mehr garantiert werden könne. 
Triage bedeutet, dass Mediziner 
aufgrund von knappen Ressour­
cen entscheiden müssen, wem 
sie zuerst helfen. dpa
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Stadt & Region

Reiner Konsum
macht nicht glücklich
Münsingen. Weniger ist oftmals mehr 
– auch bei der Kindererziehung. War-
um zu viele Geschenke schädlich sein 
können und negative Erfahrungen für 
die Entwicklung wichtig sind.
Lokales Seite 15

BaWü-Check: „Das 
Schlimmste kommt noch“
Münsingen. Gas, Strom und Sprit sind 
teuer wie selten zuvor. Das kann in 
die Armutsfalle führen. Deswegen 
wenden sich immer mehr Menschen 
ab von der Politik.
Lokales Seite 17

Richtfest: Spaß
für Azubis und die Kinder
Pfronstetten. Die Zimmerer Azubis 
von SchwörerHaus bauten ein Mini-
holzhaus für den Kindergarten. Jetzt 
feierten die jungen Handwerker und 
die Kinder Richtfest.
Lokales Seite 16

Afghanistan
130 Sklavinnen 
verkauft
Kundus. Die Taliban haben im  Die Taliban haben im 
Norden Afghanistans einen Norden Afghanistans einen 
Mann unter dem Verdacht fest-
genommen, Dutzende Frauen genommen, Dutzende Frauen 
als Sklavinnen verkauft zu ha-
ben. Der Mann habe vermutlich 
bis zu 130 Frauen mit dem Ver-
sprechen, ihnen einen wohlha-
benden Ehemann zu vermitteln, benden Ehemann zu vermitteln, 
geködert und dann in andere geködert und dann in andere 
Provinzen verkauft. Die Taliban Provinzen verkauft. Die Taliban 
waren auch mit dem Verspre-
chen an die Macht zurückge-
kehrt, für größere Sicherheit im kehrt, für größere Sicherheit im 
Land zu sorgen. afp

Luxus in Fäden: Die Safran-Ernte ist nach wie vor Handarbeit – Reportage
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Alle News zu jeder Zeit gibt es 
auf dem Nachrichtenportal 
swp.de und den sozialen Kanälen 
Facebook und Instagram.
Der Südwesten auf einen Blick – 
schnell, informativ und unterhaltsam.


